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Amtsblatt der Gemeinde Schleusegrund für die Ortschaften: Biberschlag,  
Engenstein, Gießübel, Langenbach, Lichtenau, Schönbrunn, Steinbach und Tellerhammer

Neujahrsgrüße
Ein gesundes, erfolgreiches und friedliches Jahr 2021

wünscht Ihnen, liebe Bürgerinnen und Bürger
und Ihnen, sehr geehrte Gäste unserer Gemeinde Schleusegrund,
auch im Namen des Gemeinderates und der Gemeindeverwaltung

Ihr Bürgermeister
Heiko Schilling



Amts- und Mitteilungsblatt der Gemeinde Schleusegrund - 2 - Nr. 1/2021

3.4 Die Sonderförderung für projektbezogene Maßnahmen wird 
mit 50 % gefördert, jedoch ist ein Förderbetrag in Höhe von 
maximal 500,00 € möglich. Für folgende Maßnahmen ist dies 
möglich:
- Kinder- & Jugendarbeit
- Veranstaltungen / Vereinsjubiläen
- Ehrungen und Anerkennungen
Diese Förderung kann jährlich nur für eine Maßnahme ge-
währt werden.

3.5 Projektbezogene Maßnahmen mit einer beantragten Förder-
höhe über 500,00 € bedürfen der Sonderzustimmung.

4. Antragstellung
4.1 Der Antrag wird an den zuständigen Ausschuss für Sozia-

les, Bildung, Kultur & Sport gestellt, von diesem begutachtet, 
votiert und zur Entscheidung an den Haupt- & Finanzaus-
schuss empfohlen.

4.2 Die Antragstellung erfolgt bis zum 31.03. des laufenden Ka-
lenderjahres.

4.3 Zur Antragstellung ist das derzeitige gültige Antragsformular 
auszufüllen. Ein aktueller Auszug des Vereinsregisters ist bei-
zulegen.

5. Antragsbearbeitung für Sonderförderung projektbezoge-
ner Maßnahmen
Voraussetzung für die Ausreichung der Fördermittel ist, dass 
nach Beendigung der Maßnahme ein Verwendungsnachweis ge-
führt und vorgelegt wird.

6. Härtefallregelung
6.1 Bei der kommerziellen Nutzung kommunaler Räume/Ge-

bäude durch Vereine, die auf der Grundlage einer Nutzungs-
vereinbarung getroffen wurde und bei denen Eintrittsgelder 
erhoben werden, kann auf Grund einer unverschuldet auf-
tretenden Härtefallsituation in der Gemeinde ein Antrag auf 
finanzielle Unterstützung gestellt werden.

6.2 Dem Antrag ist zur Begründung eine detaillierte Aufstellung 
des Finanzierungsplanes der Veranstaltung beizufügen. Der 
Antrag wird im zuständigen Ausschuss bearbeitet und ent-
schieden.

7. Schlussbestimmung
Über die Vergabe der Fördermittel des laufenden Jahres wird zu 
Beginn des nachfolgenden Jahres durch den zuständigen Aus-
schuss gegenüber dem Gemeinderat Rechenschaft abgelegt 
und etwaige Schlussfolgerungen für die Folgejahre getroffen.

8. Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt mit Vorliegen des gültigen Haushaltsplanes 
für 2021 in Kraft und endet am 31.12.2021

Schleusegrund, den 10.11.2020
Heiko Schilling
Bürgermeister

Richtlinie der Gemeinde Schleusegrund 
zur Förderung junger Familien 

(Begrüßungsgeld)
§ 1

Zweck der Richtlinie
Diese Richtlinie verfolgt den Zweck, als kinderfreundliche Ge-
meinde das Kindeswohl in der Gemeinde Schleusegrund zu 
fördern. Als freiwillige Zusatzleistung wird jedem neugeborenen 
Kind, welches bis zum 1. Lebensjahr melderechtlich in der Ge-
meinde Schleusegrund erfasst ist, ein Juniorsparbuch übergeben.
Diese Richtlinie wurde mit Gemeinderatsbeschluss Nr.: 76/07/20 
vom 09.11.2020 bestätigt.

§ 2
Zuwendungsempfänger

Das Juniorsparbuch ist zweckgebunden, wird namentlich für 
Neugeborene mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Schleuse-
grund ausgestellt und wird an den gesetzlichen Vertreter aus-
gehändigt.

§ 3
Höhe der Zuwendung

Die Höhe der Zuwendung durch die Gemeinde Schleusegrund 
beträgt 200,00 €.
Als Startguthaben werden dem Juniorsparbuch 100,00 € gutge-
schrieben.

Amtliche Bekanntmachungen

Nachruf
Betroffen vernahmen wir die Nachricht

vom plötzlichen Ableben unserer ehemaligen
Gemeinderatsmitglieder der Gemeinde Schleusegrund

Herrn Gerhard Eppler und  
Herrn Matthias Heß

Wir danken beiden Gemeinderäten für ihr Engagement
und ihren steten Einsatz zum Wohle der Bürger

unserer Gemeinde Schleusegrund.

Den Hinterbliebenen gilt unsere aufrichtige Anteilnahme
und unser Mitgefühl.

In herzlicher Anteilnahme werden wir ihnen
ein ehrendes Gedenken bewahren.

Im Namen des Gemeinderates  
der Gemeinde Schleusegrund
und der Gemeindeverwaltung

Heiko Schilling
Bürgermeister

Richtlinie der Gemeinde Schleusegrund 
zur Förderung ortsansässiger Vereine

1. Vorbemerkungen
In Anerkennung der gesellschaftspolitischen, sozialen, karitati-
ven, kulturellen und traditionellen Bedeutung der Vereine, ihrer 
gemeinschaftlichen Arbeit und ihrer Leistungen fördert die Ge-
meinde Schleusegrund ortsansässige Vereine. Besondere Be-
achtung gilt hierbei den Vereinen, die sich satzungsgemäß der 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen widmen.
Die Förderung erfolgt auf der Grundlage der haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen und im Rahmen der jährlich zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmittel. Es besteht kein Rechtsanspruch auf eine För-
derung. Mit dieser Richtlinie wird das Verwaltungsverfahren zur Ver-
teilung der Vereinsfördermittel geregelt. Diese Förderrichtlinie wurde 
mit Gemeinderatsbeschluss-Nr.: 77/07/20 vom 09.11.2020 bestätigt.

2. Allgemeine Voraussetzungen für die Förderung
2.1 Eintragung im Vereinsregister
2.2 Der Verein, der einem Dachverband untergeordnet ist, mit 

einer Außenstelle in der Gemeinde, muss zum Zeitpunkt der 
Antragstellung mindestens zwei Jahre bestehen und seine 
Vereinstätigkeit im kommunalen Gebiet ausüben.

3. Arten der Förderung
3.1 Vereinsförderung durch einen Sockelbetrag für jedes ordent-

liche Mitglied in Höhe von 5,00 €, für aktive Kinder und Ju-
gendliche wird ein Sockelbetrag in Höhe von 15,00 € gewährt.
Bei der Gewährung des jährlichen Sockelbetrages ist eine 
aktuelle Mitgliederübersicht, die vom Vorstand unterzeichnet 
ist, vorzulegen. Diese Übersicht muss Name, Adresse und 
Geburtsdatum der Mitglieder enthalten.

3.2 Die Nutzung kommunaler Räume, Gebäuden und Plätze 
durch ortsansässige Vereine ist nach § 4 der Entgeltordnung 
der Gemeinde Schleusegrund vom 08.04.2008 mietfrei.

3.3 Für die Dauer der Gültigkeit dieser Richtlinie werden die bei der 
Nutzung anfallenden Betriebskosten durch die von den örtli-
chen Vereinen genutzten Räume/Gebäude wie folgt berechnet.
- Für die Nutzung von Räumen bis 60 m² wird ein Tages-

satz von 25,00 € erhoben.
- Für die Nutzung von Räumen über 60 m² wird ein Tages-

satz von 50,00 € erhoben.
- Bei jährlicher Nutzung von Räumen bis 60 m² wird ein 

Jahressatz von 380,00 € erhoben, (380,00 € der messba-
ren Nebenkosten).

- Bei jährlicher Nutzung von Räumen über 60 m² wird ein 
Jahressatz von 760,00 € erhoben,
(760,00 € der messbaren Nebenkosten).
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Allgemeinverfügung
LANDRATSAMT HILDBURGHAUSEN

Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt

Vollzug der Verordnung zum Schutz der Rinder vor 
einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus 1 
(BVDV-Verordnung) in der Fassung vom 27. Juni 2016  
(BGBl. I. S. 1483) i. V. m. der Delegierten Verordnung 

2020/689 der Kommission

Anordnung von Untersuchungen und Bestimmungen 
zum Verbringen von Rindern

Das Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt Landratsamt 
Hildburghausen erlässt gegenüber den Haltern, die ihre Rinder 
im Landkreis Hildburghausen halten, folgende

Allgemeinverfügung

I. Ab dem 1. Januar 2021 dürfen in Thüringer Rinderbestän-
de nur noch Rinder aus BVDV-unverdächtigen Beständen im 
Sinne von § 1 Nummer 2 der BVDV-Verordnung in der derzeit 
gültigen Fassung oder ab dem 21. April 2021 aus Beständen, 
die den Status „frei von BVD“ gemäß Art. 18 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2020/ 689 aufweisen, verbracht werden.

 Ausnahmen können von der zuständigen Behörde geneh-
migt werden, soweit es sich um BVD-unverdächtige Tiere im 
Sinne der Definition des § 1 Nr. 1 a der BVDV-Verordnung 
oder um Tiere handelt, die nicht nach Art. 9 (1) der Delegier-
ten Verordnung (EU) 2020/ 689 als Verdachtsfall oder nach 
Art. 9 (2) als bestätigter Fall gelten.

II. Sofern trächtige Muttertiere aus amtlich anerkannten BVDV-
unverdächtigen Beständen oder aus Beständen, die den Sta-
tus „frei von BVD“ gemäß Art. 18 der Delegierten Verordnung 
(EU) 2020/ 689 aufweisen; in Rinderbestände in Thüringen 
verbracht werden sollen, müssen sie vor ihrer Verbringung,
a. sofern sie mindestens 150 Tage trächtig sind, individuell 

mit negativem Ergebnis auf BVDV-Antikörper untersucht 
worden sein, oder,

b. sofern sie weniger als 150 Tage trächtig sind, aus Be-
ständen stammen, in denen serologische Tests zum 
Nachweis von BVDV-Antikörpern mit negativem Ergeb-
nis an mindestens fünf Tieren jeder Gruppe durchge-
führt wurden, mit denen die Rinder während der bisheri-
gen Trächtigkeit gemeinsam gehalten wurden.

III. Sofern es sich um trächtige Muttertiere handelt, welche die 
Bedingungen nach Punkt II nicht erfüllen, müssen sie vor ih-
rer Verbringung
a. einer 21-tägigen Quarantäne unterzogen werden und bei 

einer nach mindestens 21 Tagen der Quarantäne entnom-
menen Probe mit einer in der amtlichen Methodensamm-
lung beschriebenen Methode mit negativem Ergebnis auf 
BVDV-Antikörper untersucht worden sein, oder

b. vor der Besamung, die der gegenwärtigen Trächtigkeit 
voranging, positiv auf Antikörper gegen BVDV getestet 
worden sein.

IV. Jeder Bestand mit einem BVDV-positiven Ergebnis der vi-
rologischen Untersuchung auf BVDV-Antigen oder -Genom 
oder mit einem Verdachtsfall oder mit einem bestätigten Fall 
nach Art. 9 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/ 689, un-
terliegt einer Verbringungssperre auf Grundlage § 38 Abs. 11 
TierGesG i.V.m. § 6 Nr. 18 TierGesG. Die Verbringungssperre 
wird durch das Veterinär- und Lebensmittelüberwachungs-
amt Landratsamt Hildburghausen aufgehoben, wenn
a. alle Tiere mit einem positiven Untersuchungsergebnis 

auf BVDV aus dem Bestand entfernt wurden, und
b. alle übrigen Rinder des Bestandes auf BVDV-Antigen oder 

-Genom mit negativen Ergebnissen untersucht wurden, und
c. alle Kälber, die in utero mit BVDV hätten infiziert werden 

können, isoliert geboren und gehalten wurden, bis sie mit 
einem negativen Ergebnis auf BVDV-Antigen oder -Ge-
nom untersucht worden sind.

V. Ausnahmen von der Verbringungssperre gemäß Ziffer IV kön-
nen durch das Veterinär- und Lebensmittelüberwachungs-
amt Landratsamt Hildburghausen in Form einer Einzeltier-
verbringung genehmigt werden, sofern die Tiere unmittelbar 
zur Schlachtung transportiert werden oder wenn folgende 
Anforderungen erfüllt sind:

Die weiteren Gutschriften in Höhe von je 50,00 € werden in den 
kommenden 2 Jahren nach Prüfung des Meldestatusses auf das 
jeweilige Juniorsparbuch überwiesen.
Ausschlaggebend für die Zahlung ist der Meldestatus des Neu-
geborenen zum 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres. Mit Weg-
zug aus dem Gemeindegebiet erlischt der Anspruch auf die 
Restzahlungen.
Dem Neugeborenen als Gläubiger entstehen keine Kosten.
Bei dem Juniorsparbuch handelt es sich um eine verzinste Spar-
einlage ohne Sperrfrist bei der Kreissparkasse Hildburghausen.

§ 4
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Übergabe des Juniorsparbuches erfolgt jährlich durch den 
Bürgermeister und einen Vertreter der Kreissparkasse Hildburg-
hausen im Rathaus der Gemeinde Schleusegrund.

§ 5
Inkrafttreten

Die Richtlinie tritt mit Vorliegen des gültigen Haushaltsplanes für 
2021 in Kraft und endet am 31.12.2021.

Schleusegrund, den 10.11.2020
Heiko Schilling
Bürgermeister

Festsetzung der Grundsteuer  
für das Kalenderjahr 2021

durch öffentliche Bekanntmachung 
- Gemeinde Schleusegrund -

Diese Festsetzung durch öffentliche Bekanntmachung betrifft 
alle Grundsteuerpflichtigen, die im Kalenderjahr 2021 die gleiche 
Grundsteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben.
Für sie wird die Grundsteuer für das Kalenderjahr gemäß § 27 
Abs. 3 Grundsteuergesetz durch diese öffentliche Bekanntma-
chung mit dem zuletzt veranlagten Betrag festgesetzt.
Soweit Änderungen in den Besteuerungsgrundlagen oder durch 
Eigentumswechsel eintreten, wird hierüber ein entsprechender 
Grundsteuerbescheid erteilt.
Diese Steuerfestsetzung hat mit dem Tag der öffentlichen Bekannt-
machung die Rechtswirkung eines schriftlichen Steuerbescheides.

Die Grundsteuerhebesätze der Gemeinde Schleusegrund blei-
ben gegenüber dem Vorjahr unverändert. Sie betragen:

a) für die land- und
forstwirtschaftlichen Betriebe -

 
Grundsteuer A

 
300 v.H.

b) für Grundstücke - Grundsteuer B 390 v.H.
der Steuermessbeträge.

Die Steuerpflichtigen, die keine Ermächtigung zur Abbuchung 
der Grundsteuer erteilt haben, werden gebeten, die Grundsteu-
er 2021 - wie im zuletzt ergangenen Bescheid festgesetzt - zu 
entrichten oder eine Erklärung für Einzugsermächtigung / SEPA 
Lastschriftmandat für SEPA -Basislastschriften in der Gemeinde-
verwaltung zu erteilen.

Bankverbindungen
Kreissparkasse Hildburghausen

BIC:
IBAN:

HELADEF1HIL
DE90-8405-4040-1170-4002-28

Deutsche Kreditbank

BIC:
IBAN:

BYLADEM 1001
DE76-1203-0000-0001-1034-98

vr bank Südthüringen eG

BIC:
IBAN:

GENODEF1SHL
DE04-8409-4814-5503-3204-64

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diese Steuerfestsetzung kann innerhalb eines Monats nach 
dieser öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben werden.
Der Widerspruch ist bei der Gemeindeverwaltung Schleuse-
grund, Eisfelder Straße 11, 98667 Schönbrunn schriftlich einzu-
legen oder zur Niederschrift zu erklären.
Bitte beachten Sie: Die Einlegung eines Widerspruchs ändert 
nichts an der fristgerechten Zahlungspflicht.

Daniela Zachow
Steueramt / Kita
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Die Anordnung der festgelegten Regelungen ist möglich, sofern 
dies durch den Gesetzgeber nicht anderweitig erfolgt ist. Die in der 
Allgemeinverfügung aufgenommenen Anforderungen gehen über 
die Festlegungen der BVDV-Verordnung in der derzeit gelten Fas-
sung hinaus und sind notwendig, um die BVD-virusfreie und hoch-
empfängliche Rinderpopulation vor einem Viruseintrag zu schützen.
Die Anordnung in Ziffer I ist auf § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 
11 c Tiergesundheitsgesetz gestützt. Danach kann die zuständi-
ge Behörde Maßnahmen anordnen, die in Rechtsverordnungen 
des Bundes oder anderweitig noch nicht erlassen wurden, so-
fern es aus Gründen der Seuchenbekämpfung erforderlich ist. 
Hier wurde im Hinblick auf die künftig geltenden Regelungen der 
Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 der Kommission die An-
ordnung getroffen, dass nur Rinder aus BVDV-unverdächtigen 
Beständen eingestellt werden dürfen. So soll der Schutz der 
hochempfänglichen virusfreien Thüringer Bestände vor einer 
Einschleppung des BVD-Virus über den Handel mit lebenden 
Tieren sichergestellt werden.

Die Anordnungen in den Ziffern II bis V sind auf § 38 Abs. 11 
i.V.m. § 24 Abs. 3 sowie § 6 Abs. 1 Nr. 10, Nr. 12 und Nr. 18 
Tiergesundheitsgesetz gestützt. Auch hierfür gilt, dass der Erlass 
solcher Regelungen möglich ist, sofern dies durch den Gesetz-
geber nicht anderweitig erfolgt ist.
Dies gilt für die hier getroffene Regelung in Ziffer II und III des 
Tenors zu tragenden Tieren, da aufgrund der biologischen Be-
sonderheiten der Erkrankung eine Ansteckung der Mutter in der 
Trächtigkeit zu einer intrauterin nicht nachweisbaren Infektion 
des Kalbes führen kann. Solche infiziert geborenen Kälber sind 
je nach Infektionszeitpunkt in utero persistent infiziert (PI-Tiere) 
und als solche die potentesten Ansteckungsquellen, da diese 
Tiere hochgradig BVD-Virus mit allen Se- und Exkreten nach ih-
rer Geburt ausscheiden. Zum Schutz der BVDV-freien Bestände 
in Thüringen, die hochempfänglich für einen BVD-Viruseintrag 
sind, ist es daher notwendig, dass durch gezielte individuelle 
Untersuchungen von tragenden Tieren vor der Verbringung oder 
Besamung, gegebenenfalls in Verbindung mit Quarantänemaß-
nahmen, ein BVD-Virus-Eintrag verhindert wird. Die hier ange-
ordneten Maßnahmen entsprechen den Regelungen der De-
legierten Verordnung (EU) 2020/689, welche ab 21. April 2021 
unmittelbar geltendes Recht sein werden. Auf der Basis der 
Festlegung nach Ziffer II ist es mit vertretbarem Aufwand und 
angemessener Sicherheit möglich, die Übertragung von BVDV in 
den Zielbetrieb auszuschließen, ohne die Tiere quarantänisieren 
zu müssen. Die Regelungen entsprechen dabei den zukünftigen 
Anforderungen gemäß Anhang IV, Teil VI, Kapitel 1 Abschnitt 1 
Nummer 1 Buchstabe c, ii, 2. Tiret der Delegierten Verordnung 
2020/689 der Kommission.

Die anderweitig ebenfalls nicht geregelten Anordnungen gemäß 
Punkt IV, dass bei positivem Virusnachweis die Tiere grundsätz-
lich einer Verbringungssperre unterliegen oder der Möglichkeit 
der Verbringung von Rindern aus solchen Beständen nur mit zu-
sätzlichen Untersuchungen gemäß Ziffer V des Tenors sind not-
wendig, um einer Verschleppung von Virus in andere Bestände 
vorzubeugen. Die bisherige BVDV-Verordnung sieht gemäß § 5 
ebenfalls eine Verbringungssperre für Rinderbestände mit einem 
BVDV-Nachweis innerhalb eines Zeitraumes von 40 Tagen vor. 
Die Anordnung unter Ziffer IV geht über diese nationale Rege-
lung hinaus, entspricht jedoch grundsätzlich der europäischen 
Rechtssetzung, die ab 21. April 2021 Anwendung findet. Die An-
forderung, die erfüllt sein müssen, damit eine Verbringungssper-
re aufgehoben werden kann, entspricht den Regelungen gemäß 
Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 4 Nummer 3 der Delegier-
ten Verordnung 2020/689 der Kommission. Damit werden einer-
seits die rechtlichen Voraussetzungen für die Gewährung des 
Status „frei von BVD“ für das Gebiet des Freistaates Thüringen 
geschaffen sowie andererseits die Anforderungen für einen Rin-
derbestand festgelegt, die erfüllt sein müssen, damit der Status 
„frei von BVD“ auf Betriebsebene nach einem BVD-Virusnacheis 
wiedererlangt werden kann.
In Ziffer V des Tenors sind die Anforderungen festgelegt, die 
eingehalten werden müssen, wenn Rinder aus einem Bestand 
mit BVDV-Nachweis verbracht werden sollen. Die Absicherung 
über zusätzliche Untersuchungen ist notwendig, um eine Virus-
verschleppung aus infizierten Beständen sicher zu vermeiden. 
Die hier festgelegten Voraussetzungen vor einer Verbringung der 
Tiere entsprechen Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 1 Num-
mer 1 Buchstabe c, iii der Delegierten Verordnung 2020/689 der 
Kommission.

Die zu verbringenden Tiere weisen ein negatives Untersu-
chungsergebnis auf BVDV-Antigen oder -Genom auf und
a. werden einer 21-tägigen Quarantäne unterzogen und 

sind im Falle von trächtigen Rindern mithilfe einer in der 
amtlichen Methodensammlung beschriebenen Methode 
bei einer nach mindestens 21 Tagen der Quarantäne 
entnommenen Probe mit negativem Ergebnis auf BVDV-
Antikörper untersucht worden, oder

b. sind mithilfe einer in der amtlichen Methodensammlung 
beschriebenen Methode vor der Verbringung oder im 
Falle von trächtigen Rindern vor der Besamung, die der 
gegenwärtigen Trächtigkeit voranging, positiv auf Anti-
körper gegen BVDV getestet worden.

VI. Zur Überwachung der Freiheit der Thüringer Rinderbestände 
von BVDV-Infektionen und zur Vorbereitung auf die künftige 
serologische Überwachung auf BVDV-Antikörper des Status 
„frei von BVD“ gemäß Anhang IV Teil IV Kapitel 1 Abschn. 
2 Nr. 1 c, iii der Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 hat 
jeder Halter von Rindern jährlich eine nach behördlicher Vor-
gabe bestimmte Stichprobe von Rindern seines Bestandes 
blut- oder milchserologisch auf BVDV-Antikörper untersu-
chen zu lassen.

VII. Die sofortige Vollziehung der Ziffern I bis V wird angeordnet.

VIII.Diese Allgemeinverfügung wird an dem auf die öffentliche 
Bekanntmachung folgenden Tag wirksam.

IX. Diese Verfügung ergeht kostenfrei.

Gründe:

I.
Die BVDV-Infektion ist eine anzeigepflichtige Tierseuche der 
Rinder. Sie wird in Deutschland seit dem 01.01.2011 staatlich 
bekämpft. Seitdem ist ein kontinuierlicher Rückgang der Zahl 
BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. Die Tilgung der 
Tierseuche Bovine Virusdiarrhoe / Mucosal Disease wurde er-
folgreich abgeschlossen und deshalb ist die schnellstmögliche 
Anerkennung des gesamten Freistaats Thüringen als BVDV-
seuchenfreie Region im Sinne des Art. 36 der Verordnung (EU) 
2016/429 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 
9. März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung 
einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesund-
heitsrecht“) ab 21. April 2021 bei der EU das Ziel. Ein solcher 
Status ermöglicht es dann, durch verpflichtende Zusatzgarantien 
beim Verbringen von Rindern, die Rinderbestände in Thüringen 
vor BVDV-Neuinfektionen zu schützen. Mit Stand 11. Dezember 
2020 gibt es keine bekannten BVDV-Infektionen in Thüringen. 
Die zwei letzten persistent infizierten Tiere (PI-Tiere) wurden 
am 3. August 2019 aus dem betroffenen Rinderbestand entfernt. 
Diese mit hohem Aufwand erreichte positive epidemiologische 
Situation gilt es zum Schutz der Thüringer Rinderbestände zu 
sichern, da ein Eintrag der BVDV-Infektion nicht nur zum Leid 
der Tiere durch die Erkrankung, sondern auch zu massiven wirt-
schaftlichen Folgen für den betroffenen Betrieb führen würde.

Eine der Voraussetzungen für die Gewährung des Status „frei 
von Boviner Virusdiarrhoe“ für Thüringen ist gemäß Art. 72 Buch-
stabe f in Verbindung mit Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitt 
1 Buchstabe a der Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 der 
Kommission vom 17. Dezember 2019 zur Ergänzung der Verord-
nung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes hinsichtlich Vorschriften betreffend Überwachung, Tilgungs-
programme und den Status „seuchenfrei“ für bestimmte gelistete 
und neu auftretende Seuchen (ABI. L 174 vom 3.6.2020) der 
Nachweis, dass durch eine Kombination von regelmäßigen viro-
logischen und serologischen Untersuchungen das Nichtvorhan-
densein des Virus im Bestand nachgewiesen wird.

II.
Die Zuständigkeit des Veterinär- und Lebensmittelüberwa-
chungsamtes Hildburghausen zum Erlass dieser Allgemeinver-
fügung beruht auf § 1 Abs. 2 des Thüringer Tiergesundheitsge-
setz (ThürTierGesG) in der derzeit gültigen Fassung. Danach 
sind die Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsämter der 
Landkreise und kreisfreien Städte (VLÜÄ) zuständige Behörden 
für die Anordnungen zur Tierseuchenbekämpfung, sofern dies 
nicht anderweitig abweichend bestimmt ist.
Die Allgemeinverfügung wird auf Grundlage von § 38 Absatz 11 
i. V. m. § 24 Abs. 3 sowie § 6 Abs. 1 Nr. 10, Nr. 11c, Nr. 12 und Nr. 
18 Tiergesundheitsgesetz erlassen.
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Sie gehen auch nicht über die europäischen tierseuchenrecht-
lichen Anforderungen in Bezug auf BVD, die ab 21. April 2021 
Anwendung finden, hinaus.

Untersuchungsanordnungen sind ferner angemessen, da das öf-
fentliche Interesse an der Bekämpfung der Seuche das Interesse 
der Rinderhalter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum 
überwiegt. Da die im Rahmen der BHV1-Bekämpfung gemäß der 
entsprechenden BHV1-Verordnung zu entnehmenden Blutproben 
gleichzeitig auf BVD - wie unter Vl. angeordnet - mit untersucht 
werden können, entsteht hierfür auch kein zusätzlicher logistischer 
oder finanzieller Aufwand für den Tierhalter. Die Laborkosten im 
Rahmen dieser BVD-Untersuchungen werden vom Land getragen.
Jegliche Seuchenbekämpfung dient neben der Förderung der all-
gemeinen und spezifischen Tiergesundheit auch der Gewährleis-
tung des Tierschutzes, je nach Erkrankungsart dem Verbraucher-
schutz ebenso wie der wirtschaftlichen Entwicklung des Betriebes. 
Eine BVDV-Infektion kann zu massiven klinischen Erscheinungen 
und damit wirtschaftlichen Einbußen führen. Auch die erforderli-
chen seuchenprophylaktischen Maßnahmen, um bereits sanierte 
Betriebe vor Reinfektionen zu schützen, bedeuten für diese Un-
ternehmen nicht unerhebliche wirtschaftliche Aufwendungen für 
Biosicherheitsmaßnahmen, welche nicht durch den Betrieb selbst, 
sondern die Tierhaltungen in der Region mit niedrigerem seu-
chenhygienischen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten 
ergibt sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten 
Maßnahmen die Interessen der dadurch betroffenen Tierhalter 
am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. Dem 
Interesse der betroffenen Tierhalten, mit ihren Tieren nach Belie-
ben zu verfahren zu können, stehen mögliche erhebliche volks-
wirtschaftliche Schäden, der Schutz der freien Bestände und der 
Tierschutz als zwingende Gründe gegenüber. Zudem dienen die 
angeordneten Maßnahmen dazu, die Anerkennung von Thüringen 
als BVDV-freie Region zu erreichen, was mit einer Verbesserung 
der Handelsmöglichkeiten einhergeht. Da dies allen Rinderhaltern 
zugutekommt, dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interes-
sen der von den Maßnahmen betroffenen Tierhalter.
Darüber hinaus sind in Ziffer I, II, III und V der Allgemeinverfügung 
Ausnahmemöglichkeiten vorgesehen. So kann beispielsweise bei 
Rinderhaltungen, bei denen aufgrund von betrieblichen und / oder 
züchterischen Erwägungen tragende Tiere aus nicht anerkannt 
freien Betrieben eingestellt werden sollen, ein Zukauf auf Antrag 
genehmigt werden, wenn durch die vorgesehenen Maßnahmen 
gemäß III. und V (z.B. Quarantäne im Herkunftsbestand in Verbin-
dung mit serologischen Untersuchungen) sichergestellt ist, dass 
dadurch kein Infektionsrisiko für den restlichen Bestand erwächst.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung unter Ziffer VII. die-
ser Allgemeinverfügung wurde auf der Grundlage des § 80 Abs. 
2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der derzeit 
gültigen Fassung erlassen. Die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung erfordert ein besonderes Vollzugsinteresse, das über 
jenes hinausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Aufgrund des 
in Thüringen erreichten hohen BVDV-Freiheitsgrades ist es aus 
fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die angeordne-
ten Maßnahmen ohne zeitlichen Verzug zu vollziehen, wobei die 
Maßnahmen sowohl im öffentlichen Interesse wie im Interesse 
der gefährdeten Tierhalter unbedingt erforderlich sind. Es liegt 
im besonderen öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen 
Seuchenbekämpfung erforderlichen Maßnahmen ohne zeitli-
chen Verzug durchgeführt werden können. Ein BVD-Viruseintrag 
in einen BVD-freien Bestand führt bei tragenden Muttertieren, in 
Abhängigkeit vom Trächtigkeitsstatus, zur Induzierung persistent 
infizierte Kälber, die post partum hohe Mengen an BVD-Virus 
mit allen Se- und Exkreten ausscheiden. Die Infektion dieser 
geborenen PI-Tiere kann erst erkannt werden, wenn die betref-
fenden Kälber geborenen werden, da mit der Tierkennzeichnung 
entnommene Ohrstanzproben zu diesem Zeitpunkt von jedem 
geborenen Tier untersucht werden. So werden BVD-Infektionen 
im Bestand erst zeitverzögert, spätestens nach neun Monaten 
erkannt, wenn schwere klinische Symptome bei infizierten Tie-
ren ausbleiben. Eine möglichst frühzeitige Erkennung des BVD-
Viruseintrages ist jedoch essentiell, um schnellstmöglich Tier-
seuchenbekämpfungsmaßnahmen (Entfernung von PI-Tieren, 
Untersuchung des Bestandes; Verbringungssperre) ergreifen zu 
können und um dadurch Tierleid durch klinische Symptome und 
wirtschaftliche Verluste aufgrund des Rückganges der Herden-
leistung, Kälberverluste und der Verbringungssperre sowie die 
Verbreitungsgefahr des BVD-Virus in andere hochempfängliche 
Bestände zu minimieren.

Diese Festlegungen sind in Vorgriff auf die neue europäische 
Rechtssetzung notwendig, da der Status „frei von BVD“ durch 
Rinderbestände nur erreicht werden kann, wenn BVD-unverdäch-
tige Rinder eingestellt werden. Wenn diese Tiere jedoch aus nicht 
unverdächtigen Betrieben oder aus nicht BVD-freien Betrieben 
stammen, sind diese zusätzlichen Untersuchungen notwendig.
Die Anordnung der Untersuchungen in Ziffer II-IV der Allgemeinverfü-
gung beruht auch auf § 3 Abs. 3 Nr. 1 der BVDV-Verordnung. Danach 
kann die zuständige Behörde die Untersuchung der Rinder eines 
bestimmten Gebietes auf Vorliegen einer BVDV-Infektion anweisen, 
wenn dies aus Gründen der Seuchenbekämpfung erforderlich ist.

Die Anordnungen in der Ziffer VI ist auf § 38 Abs. 11 i.V.m. § 24 
Abs. 3 sowie § 6 Abs. 1 Nr. 10 Tiergesundheitsgesetz gestützt. 
Auch hierfür gilt, dass der Erlass solcher Regelungen möglich 
ist, sofern dies durch den Gesetzgeber nicht anderweitig erfolgt 
ist. Gemäß Anhang IV Teil IV Kapitel 2 Abschn. 2 Nr. 1 b der 
Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 der Kommission kann 
der Status „frei von BVD“ einer Zone (hier: Thüringen, voraus-
sichtlich ab 21. April 2021) nur aufrechterhalten werden, wenn 
entsprechende Untersuchungen auf BVD durchgeführt werden. 
Derzeit basiert die Überwachung auf der virologischen Untersu-
chung aller Einzeltiere auf das BVD-Antigen oder -Genom. Die 
genannte Delegierte Verordnung lässt zukünftig jedoch auch 
eine jährliche serologische Überwachung auf BVDV-Antikörper 
auf Bestandsebene oder eine Kombination aus virologischen 
und serologischen Untersuchungen zu. Die Umstellung von einer 
rein virologischen Einzeltieruntersuchung zu einer serologischen 
Bestandsüberwachung bedarf einer Übergangszeit, da in den 
ersten Jahren nach Inkrafttreten des Impfverbots die Interpretier-
barkeit der Befunde serologischer Untersuchungen auf BVDV-
Antikörper aufgrund seropositiver Rinder infolge einer Impfung 
oder transienten Infektion eingeschränkt sein kann. Zudem wer-
den PI-Tiere durch die serologischen Untersuchungen erst mit 
einem Zeitverzug erkannt werden können. Deshalb wurde unter 
VI. festgelegt, dass im Vorgriff auf vorgenannte Regelung und 
zur Vorbereitung der Umstellung auf eine serologische Über-
wachung auf BVDV-Antikörper jeder Halter von Rindern jährlich 
eine nach behördlicher Vorgabe bestimmte Stichprobe von Rin-
dern seines Bestandes blut- oder milchserologisch auf BVDV-
Antikörper untersuchen zu lassen hat.

Alle Anordnungen wurden in pflichtgemäßer Ausübung des ein-
geräumten Ermessens erlassen:
Es stehen zunächst keine Gründe der Seuchenbekämpfung ent-
gegen. In Anbetracht der unter Abschnitt I der Gründe dargeleg-
ten epidemiologischen Situation in Thüringen und des erreichten 
Standes der Tilgung der Tierseuche muss der unerkannten Ein-
schleppung durch den Tierhandel mit Rindern aus nicht unver-
dächtigen Beständen und / oder über intrauterin infizierte Kälber 
durch sogenannte „Trojanische Kühe“ vorgebeugt werden. Die 
Einstallungsanordnung unter I. und die über das von der BVD-Ver-
ordnung geforderte Maß hinausgehenden Untersuchungen, wie 
unter II bis VI. angeordnet, erhöhen die Sicherheit, dass es zu kei-
ner BVDV-Einschleppung in einen freien Bestand kommen kann.

Die angeordneten Maßnahmen verstoßen auch nicht gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Sie verfolgen zuvorderst den 
Zweck der Förderung der Tiergesundheit als Bestandteil des 
Tierschutzes, der Verhinderung von Reinfektionen und der Ver-
hinderung volkswirtschaftlicher Schäden und dienen damit dem 
öffentlichen Interesse. Zur Förderung der allgemeinen und spe-
zifischen Tiergesundheit sind Seuchen zu bekämpfen und, so-
weit möglich, zu tilgen. Die im Zuge der Allgemeinverfügung ge-
troffenen Maßnahmen sind unerlässliche Komponenten bei der 
BVDV-Bekämpfung. Insbesondere die große Zahl bereits BVDV-
unverdächtiger Betriebe hat ein hohes Interesse daran, weiter-
führende Schutzmaßnahmen auf Grundlage der angestrebten 
Erklärung der Seuchenfreiheit in Anspruch nehmen zu können, 
um diese Seuchenfreiheit sicherzustellen.

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind die Untersuchungsgebote ge-
eignete Maßnahmen, um die BVDV-Freiheit der Rinderpopulati-
on in Thüringen kontinuierlich zu sichern und darüber hinaus die 
notwendigen Belege dazu zu schaffen für eine Anerkennung von 
Thüringen als BVDV-freie Region.

Um eine Anerkennung des Status „frei von BVD“ auf Betriebs- 
und Landesebene durch die EU zu erreichen, sind die genann-
ten Untersuchungen erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög-
lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut erreicht 
werden könnten und die gleichzeitig weniger einschneidend sind.
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Informationen aus dem Rathaus

Bauamtsleiter in den Ruhestand verabschiedet
Mit Ende des Jahres wurde der Bauamtsleiter Herr Kuno Heß in 
den wohlverdienten Ruhestand durch den Bürgermeister Herrn 
Schilling, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung 
sowie den Bauhofmitarbeitern verabschiedet. Herr Heß war seit 
Juli 2012 Leiter des Bauamtes.

Bei der Verabschiedung wurden Dankesworte an Herrn Heß für 
sein Engagement und seiner Kompetenz bei der Durchsetzung 
seines Aufgabenfeldes gerichtet.
Wir wünschen Herrn Heß für seinen neuen Lebensabschnitt per-
sönlich alles Gute, verbunden mit Glück und Gesundheit.

Neuer Bauamtsleiter Herr Hörnlein im Team 
begrüßt
Des Weiteren wurde der Nachfolger und neuer Bauamtsleiter Herr 
Andreas Hörnlein zum 01.01.2021 recht herzlich begrüßt. Herr 
Hörnlein bereichert seit 01.04.2020 das Team des Bauamtes.
In den vergangenen Monaten verschaffte er sich einen Überblick 
über die vielfältigen Tätigkeiten und wurde von Herrn Heß dabei 
unterstützt.

Herr Schilling wünscht Herrn Hörnlein einen guten Start und viel 
Kraft bei der Erfüllung der Aufgaben und Herausforderungen. Die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung und des Bauho-
fes schließen sich den Wünschen an.

Diesem besonderen öffentlichen Interesse stehen keine vorran-
gigen oder gleichwertigen Interessen des Tierhalters gegenüber, 
die es rechtfertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinver-
fügung bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtba-
ren Entscheidung über einen möglichen Widerspruch hinauszu-
schieben.
Zu Ziffer VIII: Nach § 41 Abs. 4 Satz 3 des Thüringer Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (ThürVwVfG) in der derzeit gültigen Fassung 
gilt eine Allgemeinverfügung zwei Wochen nach der ortsüblichen 
Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinver-
fügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens 
der auf die Bekanntmachung folgende Tag, bestimmt werden (§ 
41 Abs. 4 Satz 4 ThürVwVfG). Von dieser Ermächtigung wurde 
unter Ziffer 4 der Allgemeinverfügung Gebrauch gemacht, da die 
angeordneten tierseuchenrechtlichen Maßnahmen keinen Auf-
schub dulden.
Die Allgemeinverfügung wird auf der Grundlage des § 41 Abs. 
3 Satz 2 ThürVwVfG öffentlich bekannt gegeben. Dabei war zu 
berücksichtigen, dass der Adressatenkreis so groß ist, dass er, 
bezogen auf Zeit und Zweck der Regelung, vernünftigerweise 
nicht mehr in Form einer Einzelbekanntgabe angesprochen wer-
den kann.
Von einer Anhörung wurde auf der Grundlage des § 28 Abs. 2 
Nr. 4 ThürVwVfG abgesehen. Im Rahmen der Ermessensent-
scheidung war zu berücksichtigen, dass bei der vorliegenden 
Sachlage die Anhörung der Betroffenen nicht zu einer anderen 
Beurteilung der Dinge geführt hätte.
Die Kostenentscheidung unter Ziffer IX. der Allgemeinverfügung 
ergibt sich aus § 28 Nr. 1 ThürTierGesG.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch beim

Landratsamt Hildburghausen
Wiesenstraße 18

98646 Hildburghausen

erhoben werden.

Hinweis:
Zuwiderhandlungen gegen diese Allgemeinverfügung werden 
als Ordnungswidrigkeiten nach § 32 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes 
zur Vorbeugung und Bekämpfung von Tierseuchen (Tiergesund-
heitsgesetz- TierGesG) mit Geldbußen bis zu 30.000 € geahndet.
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Neuer Mitarbeiter des Bauhofes
Seit 01.01.2021 ist Herr Udo Geyer aus Langenbach als Mitar-
beiter des Bauhofes in der Gemeinde Schleusegrund beschäftigt.

Wir wünschen Herrn Geyer bei der Umsetzung seiner täglichen 
Aufgaben erfolgreiches Wirken im Interesse und zum Wohle un-
serer Gemeinde Schleusegrund und freuen uns auf eine gute 
Zusammenarbeit.

Mitteilungen

Neue Störungsnummern Strom
Hiermit möchten wir Ihnen nochmals die neuen Störungsnum-
mern bekannt geben.

TEAG Thüringer Energie AG
Kundenservice:  ..........................................  03641 / 817-1111

TEN Thüringer Energienetze GmbH & Co.KG
(im Auftrag der TEAG)
Störungsdienst Strom  ........................ 0800 6867-1166 (24 h)

gez. TEAG Thüringer Energie AG

Kirchliche Nachrichten

Information der Kirchgemeinde
Mit den Worten der Jahreslosung aus Lukas 6,36 „Seid barm-
herzig, wie auch euer Vater barmherzig ist“ grüße ich Sie zum 
Jahreswechsel aus dem Pfarramt Schönbrunn.
Ich wünsche Ihnen für das neue Jahr Gesundheit und Gottes Segen.
Wir wollen darauf vertrauen, dass wir auch durch die jetzigen Kri-
sen und Ängste geführt werden und auf Gottes Barmherzigkeit 
hoffen können.

Folgendes möchte ich bekanntgeben:
1. Laut Beschluss der Gemeindekirchenräte aus Biberschlag, 

Gießübel und Schönbrunn vom 28. September 2020, stehen 
unsere Dorfkirchen mit Beginn des neuen Jahres auch für 
weltliche Trauerfeiern offen. Die Nutzungsgebühr hierfür be-
trägt 200,00 €.

 Genauere Informationen und Terminabsprachen laufen über 
das Pfarramt Schönbrunn. Das Bestattungsinstitut Gerlof ist 
bereits über diesen Beschluss informiert.

2. Auf Grund der andauernden Corona Pandemie müssen im 
Monat Januar alle Gottesdienste und kirchliche Veranstal-
tungen ausfallen. Trauerfeiern dürfen unter Einhaltung der 
jeweils gültigen Hygienemaßnahmen durchgeführt werden.

Bleiben Sie behütet!

i.A. Edeltraut Seidler
Vakanzvertretung/ Gemeindepädagogin

Nächster Redaktionsschluss

Mittwoch, den 27.01.2021

Nächster Erscheinungstermin

Samstag, den 06.02.2021


